
Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

Stellungnahme des Niedersächsischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr und Bauen 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Die Beteiligungsfrist im Rahmen der Länderanhörung zu dem o.g. Gesetzentwurf betrug nur wenige 
Werktage, sodass die Kürze der Frist nur eine kursorische Prüfung und entsprechende 
Bearbeitungstiefe ermöglichte. Derartig kurze Beteiligungsfristen im Rahmen der Bundes-
gesetzgebung treten leider wiederholt auf. Bereits beim Infrastrukturzukunftsgesetz war die gesetzte 
Frist aus Sicht der Länder deutlich zu knapp bemessen. Eine solche Beteiligung, bei komplexen 
Gesetzesvorhaben und strukturellen Änderungen von Gesetzessystemen, entspricht nicht dem Leitbild 
einer ordnungsgemäßen föderalen Zusammenarbeit. 

Der Entwurf hat einige sinnvolle Ansätze, die zumindest wirtschaftliche Interessen bei der 
Naturschutzgesetzgebung mitberücksichtigen aber auch Entscheidungen trifft, die eher nachteilig für 
die Wirtschaft sind.  

Für den Bereich Straße werden die vorgesehenen Erleichterungen zur Durchführung von 
Unterhaltungsmaßnahmen an Verkehrswegen, die Flexibilisierung der naturschutzrechtlichen 
Kompensation sowie die vorgesehenen Instrumente zur Standardisierung und Beschleunigung 
naturschutzfachlicher Prüfungen begrüßt.  

Der Gesetzentwurf wird für den Bereich der Planfeststellung kritisch gesehen. Es wird zunehmend als 
nicht zielführend erachtet, wenn von zwei Bundesministerien parallel Gesetzesinitiativen verfolgt 
werden, die sich in den maßgeblichen Regelungsgehalten überschneiden, diese nicht abgestimmt sind 
und sich im Ergebnis teilweise konterkarieren. 

Das Gesetz steht in einer Reihe von moderner Naturgesetzgebung, die das Ziel hat Natur einen 
wirtschaftlichen Wert zu geben. Dieses Ziel ist im Kern auch aus wirtschaftlicher Sicht zu begrüßen. 
Doch der durch das Gesetz verfolgte Weg der Integrierung eines besonderen öffentlichen Interesses 
für Naturräume ist letztlich ein „rechtlicher Rüstungswettlauf“ bei der Abwägung zwischen 
(menschlicher) Infrastruktur und natürlicher Infrastruktur. Die Lösung dieses Zielkonflikt ist es nicht, 
dass jede Form der Raumnutzung im besonderen öffentlichen Interesse ist, sondern das menschliche 
Infrastruktur vereinbarer mit natürlicher Infrastruktur geplant wird. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 
 

(1) Überragendes öff. Interesse für bestimmte Naturschutzflächen (§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E) 
 

Bestimmte Schutzgüter werden gesetzlich in das überragende öffentliche Interesse gestellt.  
„(1a) Im überragenden öffentlichen Interesse liegen  
1. der Schutz von a) Nationalparken,  
b) Naturschutzgebieten,  
c) Kernzonen von Biosphärenreservaten,  
d) natürlichen, nicht entwässerten Mooren und  
2. die Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernässung aus Mitteln des 
Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz gefördert wird.“ 



Der Einschub „und der natürlichen Klimaschutzfunktion“ ist unnötig; die klimarelevanten 
Funktionsausprägungen der einzelnen Schutzgüter, insbesondere Schutzgut Boden und Teilschutzgut 
Pflanzen sind in der Umweltverträglichkeitsprüfung auch vor Aufnahme des Schutzgutes Klima (global) fest 
verankert. Hier entsteht der Eindruck der Symbolgesetzgebung. 
 

Energiepolitische Auswirkungen 

Die Subsidiarität des überragenden öffentlichen Interesses nach § 1 Abs. 1a BNatSchG-E gegenüber 
aktuellen und zukünftig Vorhaben nach dort genannten Vorschriften wird begrüßt. Notwendig 
erscheint jedoch eine für die Zukunft offenere Formulierung bzw. dynamische Verweisung für 
zukünftige Energieprojekte. Aktuelle und künftige Vorhaben im Energiebereich dienen auch der 
staatlichen Gewährleistungsverantwortung zur Energieversorgung, der öffentlichen Sicherheit und 
ggf. Gesundheit (Art. 2 und 20 Abs. 3 GG). Die Bereichsausnahme des § 1 Abs. 1a S. 2 BNatSchG-E ist 
daher inhaltlich nicht auf einzelne Normen und in zeitlicher Hinsicht nicht auf das Inkrafttreten des 
Gesetzes zu begrenzen.  

Das Wirtschaftsministerium Niedersachsen regt an in den Katalog des § 1 Abs. 1a  Vorhaben nach § 2 
BBergG aufzunehmen. Das besondere öffentliche Interesse an einer gesicherten Rohstoffversorgung 
ist eine zentrale Voraussetzung für eine funktionsfähige Wirtschaft. Ebenfalls entstehen sonst 
Wertungswidersprüche bei Geothermieprojekten, die im Regelfall eine Bergbauberechtigung 
voraussetzen (§ 3 § Abs. 3 Nr. 2 b) BBergG).   

 
Straßenbauliche Auswirkungen 

• Erhöhtes Gewicht naturschutzfachlicher Belange in Abwägungsentscheidungen. 
• Erschwerte Durchsetzung von Vorhaben, die selbst nicht über ein gesetzlich normiertes 

überragendes öffentliches Interesse verfügen. 
• Potenziell zunehmende Rechtsschutzrisiken. 

 

Es wird begrüßt, dass der ebenfalls unnötige Zielkonflikt überragender öffentlicher Interessen im 
Wesentlichen aufgelöst wird; allerdings noch nicht für die Fernstraßenprojekte des Bundes. Dieses ist noch 
aufzunehmen (s.o.). 

Das in Abs. 3 Nummer 4 aufgenommene Erhaltungs- und Entwicklungsziel von Mooren, Wäldern und 
Gewässern einschließlich ihrer Auen wird vollständig auch mit Blick auf ihre klimarelevanten 
Funktionsausprägungen im Naturhaushalt durch die Umweltverträglichkeitsprüfung, die Bestandteil des 
Planverfahrens ist, erfasst und abgedeckt. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Der in § 2 Abs. 3a umschriebene multifunktionale Kompensationsansatz ist ein hergebrachter 
Grundsatz der Kompensationsplanung, der unnötige Eingriffe und Flächenzugriffe vermeidet. 

Einer Kodifikation hätte es hier nicht bedurft. Auch der Programmsätze in den Absätzen 4 und 5 zur 
Bewirtschaftung von Flächen der öffentlichen Hand bedürfte es nicht; Kompensationsmaßnahmen 
sind vorrangig auf Flächen der öffentlichen Hand durchzuführen. Die nationalstaatlichen 
Verpflichtungen zum Aufbau und Schutz des Netzes Natura 2000 sind ebenfalls bereits definiert. 



4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Ergänzung der Inhalte von Landschaftsplänen um besonders geeignete Flächen zur Wieder-
herstellung der Natur und zum natürlichen Klimaschutz begegnet keinen Bedenken. Es entsteht 
insbesondere keine Konkurrenz zu Flächen, die für landschaftspflegerische Kompensationsmaß-
nahmen geeignet sind, weil solche Flächen zugleich beiden Zielsetzungen dienen können. 

 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Positiv hervorzuheben ist die ausdrückliche gesetzliche Klarstellung, dass regelmäßig durchgeführte 
Maßnahmen der ordnungsgemäßen Unterhaltung von Verkehrswegen und zugehörigen 
Betriebsanlagen keinen Eingriff in Natur und Landschaft darstellen.  
 
Auswirkungen 

• Höhere Rechtssicherheit bei Erhaltungs- und Betriebsmaßnahmen. 
• Verringerung naturschutzrechtlicher Prüf- und Kompensationsanforderungen. 
• Beschleunigung von Unterhaltungsmaßnahmen. 
• Entlastung der Straßenbauverwaltungen und Genehmigungsbehörden. 

 
Für die Straßenbaupraxis ist diese Regelung von erheblicher Bedeutung. 
 

§ 14 wird wie folgt geändert:  
b) Nach dem Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 eingefügt:  
 
(4) „ Bei regelmäßig durchgeführten Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung 
von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen handelt es sich nicht um einen 
Eingriff; dies gilt auch im Falle eines ökologischen Trassenmanagements an 
Schienenwegen.  
 

Insbesondere die in § 14 Abs. 4 BNatSchG neu vorgesehene Klarstellung, dass es sich bei regelmäßig 
durchgeführten Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung von Verkehrswegen und 
zugehörigen Betriebsanlagen nicht um einen Eingriff im naturschutzrechtlichen Sinne handelt (§ 14 
Abs. 4 BNatSchG neu) ist positiv.  
 
Nicht völlig klar wird an dieser Stelle jedoch, ob für alle Unterhaltungsmaßnahmen im Sinne dieser 
Regelung ein „ökologisches Trassenmanagement“ erforderlich ist, oder ob dies die Annahme, dass das 
Vorhaben keinen Eingriff darstellt, erleichtern soll. Auch dürfte der Begriff des „ökologischen 
Trassenmanagements“ zumindest für den Eisenbahnbereich erklärungsbedürftig sein. Hier wird eine 
Ergänzung der Begründung zu § 14 Abs. 4 BNatSchG neu empfohlen. 
 
Außerdem sollte auch der Ersatzneubau – zumindest soweit das vorhandene Bauwerk ohne 
Veränderung der Kapazität oder bei nur geringfügiger Veränderung der Abmessungen – wie die 
planmäßige Unterhaltung regelmäßig nicht als Eingriff gewertet werden. Wie die Unterhaltung auch 
dient der Ersatz abgängiger Anlagen dem Zweck, die bestehenden Bahnanlagen weiter betreiben zu 
können. Vor allem, wenn es sich um den Ersatz von Anlagen des Fahrwegs, von vorhandenen 
Personenverkehrsanlagen oder Rampen handelt, die auf den Flächen der Eisenbahn vorgenommen 



werden. Ohne die ggf. bei der Bautätigkeit ggf. vorübergehende Beeinträchtigung durch die 
Baustelleneinrichtung zu übersehen, sollte dies auch für den Ersatz von Durchlässen und Brücken 
gelten.  
Die Regelung sollte auch Anwendung für die erstmalige und die Veränderung vorhandener technischer 
Sicherungsanlagen an Bahnübergängen greifen. Diese Anlagen dienen der Sicherheit des Verkehrs und 
des Betriebes – sie schützen Menschenleben. Hierbei darf auch nicht vergessen werden, dass derartige 
Vorhaben nach § 14a Abs. 1 Nr. 4 UVPG keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, da sie 
aufgrund ihrer Kleinteiligkeit als umweltrechtlich nicht relevant eingestuft werden. 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 
 

(1) Lockerung des Naturraumbezugs bei Kompensationsmaßnahmen (§ 15 Abs. 2 BNatSchG-E) 
Der Entwurf ermöglicht künftig die Wirksamkeit von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auch in 
angrenzenden Naturräumen.  
 
Auswirkungen 

• Erweiterung des Suchraums für Kompensationsflächen. 
• Bessere Verfügbarkeit geeigneter Maßnahmen. 
• Verringerung von Flächenengpässen. 
• Erleichterung insbesondere bei großen Straßenbauvorhaben. 

 
Diese Änderung ist aus Sicht der Straßenplanung ausdrücklich zu begrüßen. 

(2) Erweiterte Anerkennung multifunktionaler Maßnahmen (§ 15 Abs. 2a BNatSchG-E) 
Mehrfachwirkungen von Maßnahmen können künftig stärker angerechnet werden, beispielsweise: 

• Maßnahmen des Wasserrechts, 
• Wiedervernetzungsmaßnahmen, 
• Maßnahmen des Artenschutzes, 
• Wiederaufforstungsmaßnahmen.  

 
Auswirkungen 

• Reduzierung des zusätzlichen Flächenbedarfs. 
• Effizienterer Mitteleinsatz. 
• Förderung integrierter Infrastruktur- und Naturschutzlösungen. 

Insbesondere Grünbrücken, Querungshilfen und Gewässerdurchgängigkeiten entlang von Straßen 
könnten hiervon profitieren. 
 
(3) Bonusregelung für Ökokonten (§ 15 Abs. 3a BNatSchG-E) 
Bei Nutzung bevorrateter Kompensationsmaßnahmen reduziert sich der biotopwertbezogene 
Kompensationsbedarf um 15 %.  
Auswirkungen 

• Erhöhung der Attraktivität bestehender Ökokonten. 
• Beschleunigung der Vorhabenrealisierung. 
• Geringerer Flächenbedarf. 
• Verringerung von Planungskosten. 

 



Für die Straßenbauverwaltungen ergibt sich damit ein deutlicher Anreiz zur Nutzung vorgezogener 
Kompensationsmaßnahmen. 
 

Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 3a und 3b eingefügt:  
„(3a) Werden Eingriffe durch nach § 16 Absatz 1 bevorratete Ausgleichs- oder 
Ersatzmaßnahmen kompensiert, verringert sich der biotopwertbezogene 
Kompensationsbedarf insoweit um 15 Prozent. 
(3b) Werden Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a durchgeführt, 
erhöht sich der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf insoweit um 20 Prozent.“ 

 

(2) 20 %-Malus für Eingriffe in die Natürliche Infrastruktur (Natürliche Infrastruktur; § 15 Abs. 3b i.V.m. 
20a BNatSchG-E) 

Für Eingriffe innerhalb der Natürlichen Infrastruktur erhöht sich der biotopwertbezogene 
Kompensationsbedarf um 20 %.  
Auswirkungen 

• Erhöhter Flächenbedarf für Kompensation. 
• Höhere Kosten für Straßenbauvorhaben. 
• Zusätzliche Schwierigkeiten bei der Kompensationsflächensuche. 
• Verlängerung von Planungs- und Abstimmungsverfahren. 

 
Aus Sicht des Straßenbaus stellt dies die bedeutsamste materielle Verschärfung des Gesetzentwurfs 
dar, da mit dieser Regelung eine weitere Inanspruchnahme von natürlicher Infrastruktur erschwert 
wird (+20% Kompensationsbedarf). 
 

(3) Erhöhung von Ersatzzahlungen um 20 % (§ 15 Abs. 6b BNatSchG-E) 
Wenn Realkompensation nicht möglich ist und stattdessen Ersatzzahlungen erfolgen, erhöht sich 
deren Höhe pauschal um 20 %.  
Auswirkungen 

• Höhere Projektkosten. 
• Zusätzliche Belastung insbesondere bei flächenkritischen Vorhaben. 
• Erschwerte Wirtschaftlichkeit einzelner Maßnahmen. 

 

Den überarbeiteten Entwurfsregelungen zu §§ 15, 15a und 15b kann weitergehend zugestimmt werden; die 
in dem parallelen Gesetzesentwurf eines Infrastruktur-Zukunftsgesetz vorgesehene Gleichrangigkeit von 
Realkompensation und Ersatzzahlung könnte möglicherweise Auswirkungen auf die innere Rechtfertigung 
der im Gesetz vorgesehenen Teilprivilegierungen zu den artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen haben, 
da dort eine ausgeglichene Eingriffsbilanz Voraussetzung ist. 

Die Anrechnungsfähigkeit von Maßnahmen nach Abs. 2a auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird 
begrüßt. Die Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs bei Eingriffen in Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur (um 20 Prozent) ist grundsätzlich als fachfremde Intervention zu erkennen. Gerade 
der biotopwertbezogene Kompensationsbedarf muss fachlich abgeleitet und begründet werden, da 
hierdurch dem Vorhabenträger Verpflichtungen aufgelastet werden. Sofern weitergehende 
naturschutzfachliche Entwicklungsziele bestehen, darf dies nicht den Trägern der Infrastrukturplanung 
aufgegeben werden, sondern muss der primären Umweltplanung vorbehalten bleiben. Im Rahmen einer 



Vorhabenszulassung werden durch eine fachlich nicht ableitbare Mehrkompensation auch wieder 
Flächenbedarfe ausgelöst, welche die Vorhabenszulassung behindern. Umweltfachliche Ziel- und 
Entwicklungsplanung sollte deshalb nicht über die Infrastrukturplanung, sondern selbständig verfolgt 
werden. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Dass künftig Ersatzzahlungen an den Bund fließen, der diese wiederum zu verteilen hat, entspricht 
nicht der derzeitigen Praxis und wird kritisch gesehen. Üblicherweise werden die Ersatzgeldzahlun-gen 
den zuständigen Unteren Naturschutzbehörde zugewiesen, um Maßnahmen bevorzugt in 
Eingriffsnähe zu realisieren.   

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 
 

Übertragung von Kompensationspflichten auf Dritte (§ 15b BNatSchG-E) 
Die Möglichkeit der Übertragung von Ausführung, Unterhaltung und Sicherung von 
Kompensationsmaßnahmen auf anerkannte Dritte schafft zusätzliche Flexibilität.  
 
Auswirkungen 

• Entlastung der Vorhabenträger. 
• Professionalisierung des Kompensationsmanagements. 
• Reduzierung langfristiger Unterhaltungslasten. 

 

Zur Sicherung der tatsächlichen Umsetzung der Kompensationsverpflichtung sollte § 15b BNatSchG 
Voraussetzungen, in denen die Anerkennung nach § 15b Abs. 2 widerrufen werden muss, regeln. In einem 
solchen Falle sollte auch die Verantwortlichkeit des Verursachers wieder aufleben. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

- 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 
 

Ausweitung des Biotopverbundes auf 15 % der Landesfläche (§ 20 Abs. 1 BNatSchG-E) 
Der Zielwert des Biotopverbundes wird von 10 % auf 15 % der Landesfläche erhöht.  

§ 20 Absatz 1 wird durch folgenden Absatz 1 ersetzt: 
(1) „ Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das spätestens 
mit Ablauf des 31. Dezember 2030 mindestens 15 Prozent der Fläche eines jeden 
Landes umfassen soll.“  

 
Auswirkungen 

• Erweiterung naturschutzfachlich sensibler Räume. 
• Erschwerung der Trassenfindung. 
• Zusätzliche Anforderungen an Wiedervernetzungsmaßnahmen. 
• Erhöhter Abstimmungsaufwand mit Naturschutzbehörden. 



11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Als künftig erschwerend werden hingegen die Einführung der Flächenkulisse „Natürliche Infrastruktur“ 
und der daran anknüpfende Kompensationsaufschlag von 20 % bewertet. Gleichzeitig ist aus der 
Perspektive des Wirtschaftsministeriums der Begriff der Natürlichen Infrastruktur in § 20 a NF zu 
unbestimmt. Die Vielzahl der verwendeten unbestimmten Rechtsbegriffe in der Vorschrift stellen die 
Anwendung der Vorschrift vor erhebliche Herausforderungen. Seltene Arten (Flora oder Fauna) 
kommen nahezu überall vor. Jede Landschaft hat eine spezifische hervorragende Bedeutung, je nach 
spezifischer Betrachtung der Naturräume. Entsprechend müsste der Begriff präzisiert werden. 
Andernfalls droht eine uferlose Anwendung, indem letztlich jeder Naturraum erfasst wird. 

 

Die Abs. 3 Sätze 2 und 3-E der Norm dürften überflüssig sein. Der Regelungsgehalt ergibt sich schon aus 
§ 15 Abs. 3b-E und der Gesamtschau des Gesetzes.  

Straßenbauliche Auswirkungen 

Einführung der „Natürlichen Infrastruktur“ (§ 20a BNatSchG-E) 
Mit § 20a wird eine bundesweite Flächenkulisse geschaffen, die u. a. umfasst: 

• Naturschutzgebiete, 
• Natura-2000-Gebiete, 
• gesetzlich geschützte Biotope, 
• Moorböden, 
• Auen, 
• Biotopverbundflächen, 
• Lebensraumkorridore.  

Auswirkungen 
• Zusätzliche fachliche Prüfungen in frühen Planungsphasen. 
• Erweiterte Datenerhebungs- und Kartierungsanforderungen. 
• Potenzielle Einschränkung von Trassenvarianten. 
• Höheres Konfliktpotenzial in der Linienfindung. 

 
Gerade im Neu- und Ausbau von Bundes- und Landesstraßen könnte die Flächenkulisse erhebliche 
Steuerungswirkung entfalten. 
 

Hier wird grundsätzlich der zugrunde gelegte Gedanke begrüßt, über die Schaffung der „Natürlichen 
Infrastruktur“ die Inanspruchnahme von Schutzgebieten zu erschweren. Dies wird (im positiven Sinne) 
im Gesetzentwurf begleitet von der Erleichterung der Nutzung von bestehenden 
Kompensationsflächen.  

Es wird empfohlen, die Auswirkungen dieser Regelungen auf Kosten, Flächenbedarf, Planungsdauer 
und Realisierbarkeit von Bundes- und Landesstraßen im weiteren Gesetzgebungsverfahren vertieft zu 
prüfen und gegebenenfalls Ausnahmeregelungen für die Straßeninfrastruktur zu schaffen. 

 

 

 

Energiepolitische Auswirkungen 



Zwingende Folge der Transformation des Energiesektors ist ihr Flächenbedarf. Die Malus-Regelung, die 
bei Eingriffen in die „Natürliche Infrastruktur“ (§ 20a BNatSchG-E) zu einem Zuschlag von 20 % beim 
Kompensationsbedarf vorsieht, ist für Vorhaben i.S.d. § 1 Abs. 1a BNatSchG-E daher abzulehnen (§ 15 
Abs. 3a und Abs. 6b S. 4 BNatSchG-E). Die geplante Regelung würde unvermeidbare Ein-griffe in die 
„Natürliche Infrastruktur“ für Vorhaben der Energieerzeugung, -speicherung, -transport und -
versorgung erheblich verteuern. Diese erheblichen Mehrkosten können investitionshemmend wirken 
und werden die Energiepreise weiter erhöhen, insbesondere bei mehrfacher Betroffenheit eines 
Vorhabens. Die Verordnungsermächtigung zur Regelung „signifikanter Abschläge“ in § 15 Abs. 8a 
BNatSchG-E ist nicht ausreichend, um diese Folgen auszuschließen oder hinreichend zu begrenzen. 
Zumal hiervon nicht alle Vorhaben einer (klimaneutralen) Energieversorgung erfasst sein könnten. 

 

Das Wirtschaftsministerium Niedersachsen regt an Projekte im ganz besonderen öffentlichen Interesse 
nach § 1 Abs. 1a von der Erhöhung der Regelung zu biotopwertbezogene Kompensationsbedarf des § 
20 a Abs. 3 i.V.m. § 15 Abs. 3b auszunehmen. Wichtige strategische Infrastruktur sollte privilegiert wer-
den um die Errichtung dieser Infrastruktur nicht zusätzlich zu belasten. Das gleiche gilt für sonstige 
Bestandteile des Biotopverbundes. Diese sind ebenfalls kaum Abgrenzbar, weil Verbünde 
zusammenhängen oder Ausläufer haben. 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

- 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 
 

Vereinfachungen beim Saat- und Pflanzgut (§ 40 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG-E) 
Bei mangelnder Verfügbarkeit gebietseigenen Saat- und Pflanzguts werden Ausnahmeregelungen 
ermöglicht.  
 
Auswirkungen 

• Verringerung von Projektverzögerungen. 
• Höhere Umsetzbarkeit von Ausgleichsmaßnahmen. 
• Entlastung bei Vergabe- und Beschaffungsprozessen. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 
 

Standardisierung artenschutzrechtlicher Anforderungen (§ 54 Abs. 12 BNatSchG-E) 
Die Ermächtigung zum Erlass bundeseinheitlicher Verwaltungsvorschriften wird auf 
Bundesfernstraßen ausgeweitet.  
 
Auswirkungen 

• Einheitliche Vollzugspraxis. 
• Größere Planungssicherheit. 
• Reduzierung von Gutachter- und Abstimmungsaufwand. 
• Potenzielle Beschleunigung von Genehmigungsprozessen. 

Dies stellt aus Sicht der Straßenbauverwaltungen einen wesentlichen Fortschritt dar. 



Es bestehen Zweifel, ob der Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften das geeignete Instrument ist, die 
Prüfungsabläufe zu Verträglichkeitsprüfungen nach der FFH-RL und zu den besonderen 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen anzuleiten. Hierzu gibt es hinreichend Leitfäden und 
Fachkonventionen. 

Es dürften mit einem Erlass allgemeiner Verwaltungsvorschriften eher Überregelungen und damit 
verbundene verzögernd wirkende Konfusionen zu erwarten sein. 

Klarstellend sollte in Abs. 12 S. 1 der Zusatz aufgenommen werden: …oder Maßnahmen an 
Eisenbahnbetriebsanlagen des Bundes. 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

- 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

„Tierwohl“ ist ein der Nutztierhaltung entstammender Begriff. Sofern auch der Schutz wildlebender 
Tiere umfasst sein soll, wird vorgeschlagen, den Begriff des „Tierschutzes“ zu verwenden. 

 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Nach der Übergangsvorschrift sollen die Änderungen der §§ 15 ff. BNatSchG-E teilweise für bereits 
beantragte oder eingeleitete Verfahren gelten. § 74 Abs. 8 BNatSchG-E sieht hier ein Optionsrecht vor. 
Es wird vorgeschlagen, den § 15a BNatSchG-E hiervon auszunehmen, um für die Unteren 
Naturschutzbehörden (vgl. Anmerkung zu § 15a BNatSchG-E) Rechtssicherheit herzustellen. 
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